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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Familienpolitik

In einem überwiesenen Postulat nahm Nationalrätin Fankhauser (sp, BL) das
gesellschaftliche Tabu der sexuellen Ausbeutung von Kindern auf. Sie erinnerte daran,
dass gemäss ernstzunehmenden Quellen in der Schweiz jährlich 40 000 bis 45 000
Kinder sexuell missbraucht werden, wobei der Täter in sehr vielen Fällen im
unmittelbaren Umfeld des Kindes zu finden ist. Sie verlangte deshalb eine öffentliche
Enttabuisierung des Themas sowie Hilfestellung für die Opfer und deren Familien. Im
November lancierten rund 30 Hilfswerke und weitere Organisationen aus den
Bereichen Entwicklungspolitik, Kinderschutz und Kirche eine Kampagne gegen die
weltweite sexuelle Ausbeutung von Kindern, wie sie sich am spektakulärsten mit der
Kinderprostitution in der dritten Welt manifestiert. 1

POSTULAT
DATUM: 05.11.1991
MARIANNE BENTELI

Eine gesamtschweizerische Regelung der Kinderzulagen hat nun auch im Parlament
erstmals eine reelle Chance. Die vorberatende Kommission des Nationalrates
unterstützte mit grosser Mehrheit eine parlamentarische Initiative Fankhauser (sp, BL)
für eine Bundesregelung mit Mindestansätzen für Kinderzulagen. Der Vorstoss verlangt
für die ganze Schweiz Kinderzulagen von mindestens 200 Fr. pro Kind, unabhängig
davon, ob die Eltern erwerbstätig sind oder nicht. Dieser Ansatz orientiert sich an den
zurzeit höchsten kantonalen Ansätzen und wäre regelmässig der Teuerung anzupassen.
An Familien mit Kindern im betreuungsbedürftigen Alter, insbesondere aber an
Alleinerziehende sollen ausserdem Bedarfsleistungen ausgerichtet werden, die wie die
Ergänzungsleistungen zur AHV/IV auszugestalten wären. Letztmals hatten die Räte 1986
eine Regelung auf eidgenössischer Ebene abgelehnt. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.1991
MARIANNE BENTELI

Einer parlamentarischen Initiative Fankhauser (sp, BL) für gesamtschweizerisch gleich
ausgestaltete und von der Erwerbstätigkeit der Eltern abgekoppelte Kinderzulagen
sowie für den Anspruch auf analog zu den Ergänzungsleistungen zur AHV/IV
ausgestaltete Bedarfsleistungen für Familien und insbesondere alleinerziehende Eltern
wurde gegen den Widerstand einer bürgerlichen Kommissionsminderheit knapp Folge
gegeben. Die Initiantin hatte geltend gemacht, dass Kinder heute das Familienbudget
beträchtlich belasten und selbst normalverdienende Eltern in die Nähe der
Armutsgrenze bringen können; zudem seien 26 unterschiedliche
Kinderzulageregelungen angesichts einer möglichen europäischen Integration kaum
angebracht. Die Gegner einer Bundeslösung führten vor allem föderalistische
Sensibilitäten ins Feld, um ihre Ablehnung einer gesamtschweizerischen Familienpolitik
zu begründen. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.03.1992
MARIANNE BENTELI

Gestützt auf eine parlamentarische Initiative Fankhauser (sp, BL) aus dem Jahr 1992
arbeitete die Nationalratskommission für soziale Sicherheit und Gesundheit ein
Rahmengesetz über die Familienzulagen aus. Damit soll der Grundsatz einführt
werden, dass für jedes Kind in der ganzen Schweiz eine Zulage in gleicher Höhe
ausbezahlt wird. Für die Kinderzulage wurden Ansätze zwischen 200 Fr. und 250 Fr. zur
Diskussion gestellt, für die Jugendlichen in Ausbildung Beträge zwischen 250 Fr. und
300 Fr.; die einmalige Geburtszulage soll mindestens 1500 Fr. betragen, wobei die
Kantone frei wären, höhere Zulagen festzusetzen.

Diese Pläne fanden allerdings in der Vernehmlassung nur gerade bei der SP volle
Unterstützung, die auch bei den vorgelegten Varianten jeweils den höchsten Satz
verlangte. Die CVP war diesen Vorschlägen gegenüber ebenfalls grundsätzlich positiv
eingestellt, befürchtete aber, dass die gleichzeitige Verwirklichung von zwei
familienpolitischen Anliegen - Mutterschaftsversicherung und Vereinheitlichung der
Familienzulagen - kaum Chancen hätte und wollte deshalb der
Mutterschaftsversicherung Priorität einräumen. Die FDP nutzte die Vernehmlassung
dazu, ihren Bedenken über das ihrer Ansicht nach unübersichtliche Vorgehen in der
Sozialpolitik Ausdruck zu geben. Der Faktor Arbeit dürfe nicht weiter belastet werden,

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.11.1995
MARIANNE BENTELI
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weshalb zusätzliche Lohnprozente nicht in Frage kämen. Vom Staat sei hingegen eine
Vereinheitlichung der Familienzulagen angesichts des Zustandes des Bundeshaushalts
nicht finanzierbar. Dieser Meinung schloss sich auch die SVP an. 4

1) Amtl. Bull. NR, 1991, S. 1349; SGT, 11.3.91; Express, 25.4.91; Ww, 30.5.91., Kampagne siehe Presse vom 5.11.91
2) NZZ, 21.8.91; TA, 26.8.91.
3)  Amtl. Bull. NR, 1992, S. 215 ff.
4) BZ, 6.7.95; NZZ, 26.7.95; Presse vom 2.11.95.; Presse vom 8.4. und 28.6.95. Siehe SPJ 1992, S. 253 f.
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